
Bundessozialgericht

% RJ l42/85 lm Namen des Volkes

Verkündet am
Urteil

6. Juni 1986

in dem Rechtsshe■

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:
..

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5b Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 6. Juni 1986

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 20. November 198U

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an dieses Gericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e

Streitig ist zwischen den Beteiligten, ob dem Kläger Übergangs-

geld für die Zeit vom 1. August 1980 bis zum 11. Oktober 1980

und danach Rente wegen Berufs- oder Brwerbsunfähigkeit zusteht.

Der im Jahre 19M9 geborene Kläger ist italienischer Staatsange-

höriger und hat nach seinen Angaben in Italien eine Lehre als

Maurer begonnen, diese jedoch nicht beendet. In der Zeit vom

27. Januar 1970 bis zum 30. Juni 1981 war er bei den Techni—

schen Werken der Stadt 5. AG (TNS) als Grabarbeiter be-

schäftigt. Die Entlohnung entsprach zuletzt der Lohngruppe IV,

Position 4.98 des Bezirkslohntarifvertrages Nr 4 G für Arbeiter

gemeindlicher Verwaltungen und Betriebe vom 16. Mai 1981.

Die Beklagte gewährte dem Kläger medizinische Leistungen zur Re—

habilitation in der Zeit vom 12. Oktober bis zum 9. November

1981, aus denen der Kläger als arbeitsfähig mit einer Schonzeit

bis zum 16. November 1981 entlassen wurde. In dieser Zeit er—

hielt er Ubergangsgeld. Mit Bescheid vom 19. Januar 1982 lehnte

die Beklagte den Rentenantrag des Klägers vom 27. August 1980

ab.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen und das Landes—

sozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen

(Urteile vom 29. Juli 1983 und 20. November 198“). Das Beru-
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fungsgericht ist zu dem
Ergebnis

gelangt, daß der Kläger zuletzt

zwar als Facharbeiter entlohnt werden sei, aber nicht in vollem

Umfang die Kenntnisse eines Tiefbaufacharbeiters nach Beendigung

der ersten Ausbildungsstufe von zwei Jahren besitze. Er sei des—

halb in die Gruppe der Angelernten einzuordnen und im wesentli-

chen breit verweisbar. Der Kläger sei weder berufs- noch er—

werbsunfänig, da er noch vollschichtig leichte Arbeiten des all-

gemeinen Arbeitsmarktes (mit qualitativen Einschränkungen) ver—

richten könne. Aufgrund dieser breiten Verweisbarkeit sei es

nieht notwendig, eine konkrete Berufstätigkeit zu benennen. Ins-

besondere seien im Falle des Klägers keine betriebsunüblicnen

Arbeitspausen erforderlich. Er müsse zwar die Gelegenneit haben,

nach weniger als vier Stunden seine Wirbelsäule zu lockern, dazu

reichten jedoch die betriebsüblichen Pausen, wie sie beispiels-

weise bei der Firma Daimler Benz durch Betriebsvereinbarung

festgelegt seien, aus.

Der Kläger hat dieses Urteil mit der vom Senat zugelassenen Re-

vision angefochten.

Er rügt eine Verletzung der 33 1240, 1247 der Reicnsversicne—

rungsordnung (BVD) durch das Berufungsgericht.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil, das Urteil des Sozialgerichts

Stuttgart vom 29. Juli 1983 sowie den Bescheid der

Beklagten vom 19. November 19ö2 aufzuheben und die

Beklagte zu verurteilen, dem Kläger vom 1. August 1980
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bis zum 11. Oktober 1980 dbergangsgeld und ab dem

17. November 1980 Versichertenrente wegen Erwerbs—

unfähigkeit, zumindest wegen Berufsunfähigkeit, zu leisten;

hilfsweise,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landes-

sozialgericht Bauen-Württemberg zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend.

II

Die zulässige Revision des Klägers hat insofern Erfolg, als das

angefochtene Urteil aufgehoben und der
Rechtsstreit

zur erneuten

Verhandlung unu Entscheioung an das LSG zurückverwiesen werden

muß (3 170 Abs 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz —SGG—). Die vom Be-

rufungsgericht getroffenen Feststellungen reichen für eine ab-

schließende Entscheidung nicht aus.

Rechtsgrundlage der vom Kläger begehrten Leistungen sind die

ss 124b, 1247, 12410 RVG. Bei der Prüfung eines Rentenanspruchs

wegen Berufsunfähigkeit ist von dem bisher vom Versicherten aus—

geübten Beruf auszugehen. Danach bestimmt sich der Kreis der Tä-

tigkeiten, auf die zumutbar verwiesen werden kann. Ausschlagge-
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hend ist dabei der qualitiative Wert des bisnerigen Berufs, wobei

die tarifliche Einstufung als Indiz heranzuziehen ist.

Das LSG ist davon ausgegangen, daß der Kläger zuletzt als Fach-

arbeiter eingestuft und entlohnt Worden ist. Da er jedoch nicht

die Fähigkeiten und Kenntnisse eines Tiefbaufacharbeiters be—

sitze, sei er dem Leitberuf des angelernten Arbeiters zuzuordnen.

Dies ist unter Berü0ksiChtigung der nicht angegriffenen tatsäcn—

lichen Feststellungen des LSG rechtlich nicht zu beanstanden.

Nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats ist ninsicntlich

der Frage, welche Auswirkungen eine tarifliche Einstufung im

Rentenrecnt haben kann, zu differenzieren. Wird eine Tätigkeit in

der tariflicnen Einstufung aufgrund ihres qualitativen Wertes

einem anderen deruf, und zwar einem anerkannten Ausbildungsberuf

gleichgestellt, so kommt darin zuverlässig zum Ausdruck, welchen

qualitativen Wert die Tarifpartner dieser Berufstätigkeit gene—

rell und losgelöst von der konkreten Entlohnung eines bestimmten

Arbeitnehmers beimessen. Wenn es jedoch darum geht, ob ein Ver-

sicherter ohne die für einen Beruf vorgesehene Ausbildung und

Prüfung dennoch vollwertig als Facnarbeiter tätig gewesen ist,

kann allein aus der Entlohnung wie ein Facharbeiter nicht auf die

entsprecnende Qualität der bisher verrichteten Tätigkeit ge—

schlossen werden (vgl Urteil des Senats vom 29. Oktober 1965

— 5b/1 RJ 1u/öu —, zur Veröffentlicnung vorgesehen). Vielmehr ist

dann darauf abzustellen, ob der Versicherte nicht nur eine seinem

individuellen Arbeitsplatz entsprecnende Leistung erbringt, son—

dern ob er auch über die theoretischen Kenntnisse und praktischen
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Fertigkeiten
verfügt, die in seiner Berufsgruppe im allgemeinen

erwartet werden. Es muß eine "Wettbewerbsfähigkeit" im Vergleicn

zu
anderen Versicherten derselben Berufsgruppe bestehen (so das

bereits erwähnte Urteil vom 29. Oktober 1985, unter Hinweis auf

BSG in SozR 2200 & 12Ub Nrn 53, 01, 08 und 70; vgl auch BSG in

SozR 2200 & 12ü6 Nr 129). Die nach diesen Kriterien vorzunehmende

Zuordnung zu einem Leitberuf und die zumutbare Verweisbarkeit auf

die nächst niedrigere Berufsgruppe bilden die Grundlage für die

Prüfung der Berufsunfähigkeit.

Das LSG hat für den erkennenden Senat nach & 163 SGG bindend

festgestellt, daß der Kläger seine bisnerige Berufstätigkeit als

"Grabarbeiter" nicht mehr verrichten kann. Zugleich hat es ihm

nicht den Berufsschutz eines Facharbeiters zuerkannt, da er im

Sinne der oben genannten Kriterien nicht die Kenntnisse und Fer-

tigkeiten wie ein Tiefbaufacharbeiter besitze. Es hat die bisher

vom Kläger ausgeübte Tätigkeit daher dem Leitberuf des angelern-

ten Arbeiters zugeordnet und eine zumutbare Verweisbarkeit auf

die Stufe des ungelernten Arbeiters, mit Ausnahme der einfachsten

ungelernten Tätigkeiten angenommen. Berufs- oder Erwerbsunfähig-

keit iS von $ 1246 Abs 2 EVO, & 1247 Abs 2 RVG hat das LSG mit

der Begründung verneint, der Kläger sei auf dem allgemeinen Ar—

beitsmarkt breit verweisbar und könne dort eine Tätigkeit unter

den üblichen Arbeitsbedingungen verrichten, onne daß es uer Be—

nennung einer konkreten Verweisungstätigkeit bedürfe, weil es inm

noch möglich sei, in vollen Schichten erwerbstätig zu sein. Die

für notwendig befundenen zusätzlichen zwei Pausen von je 15 Mi—

nuten Dauer zur Lockerung der Wirbelsäule könnten mit den be-
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triebsüblichen Arbeitspausen, wie sie beispielsweise bei der

Firma Daimler Benz durch Betriebsvereinbarung festgelegt seien,

abgegolten werden. Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden.

Nach ständiger Rechtsprechung des BSG bedarf es grundsätzlich der

Benennung zumindest einer konkreten Verweisungstätigkeit (vgl BSG

in 5023 zzoo 3 12u0 Nr 90 mwN). Das gilt insbesondere dann, wenn

der bisherige Beruf des Versicherten zur
Gruppe

mit dem Leitberuf

des Facharbeiters gehört. Etwas anderes kann nur dann gelten,

wenn der Versicherte aufgrund seiner Zugehörigkeit zur Gruppe mit

dem Leitberuf des ungelernten Arbeiters breit verweisbar ist.

Dann bedarf es grundsätzlich nicht der konkreten Benennung einer

Verweisungstätigkeit. Um jedoch auch in diesen Fällen zu verhin—

dern, daB soziale Wirklichkeit und soziales Leistungsrecht aus-

einanderfallen, haben der 1. und der 4. Senat des BSG diesen

Grundsatz eingeschränkt. Unter bestimmten Voraussetzungen sei

auch bei einem auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbaren

Versicnerten, der noch in vollen Schichten arbeiten könne, eine

konkrete Verweisungstätigkeit zu benennen (Urteile vom

18. Februar 1951 und 1. März 198“ in SozR 2200 3 1240 Nr 75 und

Nr 117)„ Bei einem solchen Versicherten sei die Benennung einer

konkreten Verweisungstätigkeit dann notwendig, wenn die Ein—

scnrankungen so erheblich seien, daß von vornherein ernste Zwei—

fel aufkommen müßten, ob er mit dem ihm verbliebenen Leistungs—

vermögen auch in einem Betrieb einsetzbar sei. Daher zwängen eine

Summierung ungewörnlicner Leistungseinschränkungen oder schwere

spezifische Leistungsbehinderungen zur Benennung einer konkreten

Verweisungstatigkeit. Dieser Recntsprecnung scnließt sich der
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erkennende Senat an.

Im Gegensatz zur Auffassung des LSG sind solche zusätzlichen

Einschränkungen im Falle des Klägers vorhanden, so daß es für die

Entscheidung der Frage, ob der Kläger berufsunfänig bzw erwerbs-

unfähig ist, der zusätzlichen Aufklärung bedurft hätte, auf wel—

che konkrete Tätigkeit der Kläger verweisbar ist.

Nach den Feststellungen des LSG ist der Kläger noch in der Lage,

vollscnichtig einer leichten Arbeit in wechselnder Körperhaltung

ohne häufiges Bücken, Treppensteigen, Arbeiten auf Leitern oder

Gerüsten, Akkord- und Fließbandarbeit sowie ohne Einfluß von

Hitze, Kälte, Zugluft und feuchter Luft nachzugehen. In Verbin—

dung mit diesen Einschränkungen führen zumindest die nach den

Feststellungen des LSG vom Kläger benötigten zweimal 15-minütigen

zusätzlichen Arbeitspausen dazu, daß die konkrete Benennung einer

Verweisungstätigkeit notwendig ist.

Die zuvor genannten Leistungseinschränkungen und die zusätzlichen

Pausen stellen auch bei einer Verweisbarkeit auf den allgemeinen

Arbeitsmarkt eine schwere spezifische Leistungsbehinderung dar.

Die dem Kläger verbliebene Resterwerbsfähigkeit läßt ernste

Zweifel daran aufkommen, ob in der sozialen Wirklichkeit Ar-

beitsplätze vorhanden sind, die ihm tatsächlich noch die Mög-

lichkeit bieten, Erwerbseinkommen zu erzielen. Dies gilt auch

unter Berücksichtigung der breiten Verweisbarkeit des Klägers.

Der Hinweis des LSG auf die bei der Firma Daimler Benz uurcn Be—

triebsvereinbarung geschaffenen zusätzlichen Pausen vermögen
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diese Zweifel nicht zu beseitigen. Zum einen handelt es sich bei

dieser Pausenregelung, worauf der Kläger zu Recht hinweist, nur

um eine für einen bestimmten Betriebsteil geltende Regelung.

Daraus wann noch nicht geschlossen werden, daß es ähnliche Rege—

lungen auch in anderen Unternehmen gibt. Wie der erkennende Senat

bereits in seiner Entscheidung vom 30. Mai 1984 (SozR 2200

s 1247 Nr 43) ausgeführt hat, besteht auf zusätzliche Pausen, die

nicht in $ 12 Abs 2 Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 vor—

gesehen sind, Kéin Rechtsanspruch. Abgesehen von Betriebsverein—

barungen oder besonderen tarifvertraglichen Regelungen können

weitere Arbeitsunterbrechungen allenfalls bei bestehenden Be-

schäftigungsverhältnissen aus der Fürsorgepflicht des Arbeitge—

bers hergeleitet werden. Entscheidend ist, daß der Bewerber für

einen Arbeitsplatz, der zusätzliche Pausen benötigt, nicht mit

einer Einstellung rechnen kann, wenn solcne Sonderregelungen

nicht vornanden sind. Zum anderen handelt es sich bei der Be—

triebsvereinbarung, auf die sich das LSG stützt, um eine Pausen-

regelung für im Prämien— und Axkordlohn beschäftigte Arbeitneh—

mer. Gerade diese Tätigxeiten kann der Kläger aufgrund seiner

gesunoneitlichen Einschränkung nach den Feststellungen des LSG

jedoch nicht mehr ausführen.

Bei der Summierung der Leistungseinschränkungen des Klägers Kann

nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, es gebe auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt für die an sich noch mögliche Voll—

zeittätigkeit eine ausreicnende Anzahl von Arbeitsplätzen. Die

insoweit begründeten ernsten Zweifel daran, ob der Kläger mit dem

ihm verbliebenen Restleistungsvermögen auch in einem Betrieb
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tatsächlich einsetzbar ist, führen dazu, in diesem Fall die Be-

zeicnnung einer konkreten Verweisungstätigkeit zu verlangen.

Dem steht die Entscheidung des erkennenden Senats vom 50. Mai

195A (aaO) nicht entgegen. Zwar hat der erkennende Senat dort

ausgeführt, daß allein aus der Notwendigkeit, zusätzliche, in

3 12 Abs 2 der Arbeitszeitordnung nicht vorgesenene Pausen ein—

zulegen, nicnt der Schluß auf die Verscnlossenheit des Arbeits—

marktes gezogen werden kann. Es bedarf vielmehr der konkreten

Prüfung, ob derartige spezielle Arbeitsplätze vorhanden sind und

für den Kläger in Betracht kommen. Dabei ist zu beachten, uaß

aucn bei Vollzeittätigkeiten eine Verschlossenheit des Arbeits-

marktes gegeben sein kann, wenn eine Beschäftigung nur noeh unter

unüblichen Bedingungen möglich ist. So hat das BSG in ständiger

Rechtsprechung entschieden, daß bei Versicherten, deren Bester-

werbsfähigkeit sie in die Lage versetze, einer Vollzeittätigkeit

nacnzugehen, zwar regelmäßig nicht geprüft zu werden braucht, ob

eine ausreichende Anzahl von Arbeitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt

vorhanden ist. Ausnanmen kommen indes dann in Betracht, wenn der

Versicherte zwar an sich noch Vollzeittätigkeiten ausüben könne,

diese aber nicht unter den in Betrieben in der Regel üblichen

Arbeitsbedingungen verricnten oder Arbeitsplätze aus gesundheit-

lichen Gründen von seiner Wohnung aus nicht aufsuchen könne Oder

wenn diese Arbeitsplätze nur vereinzelt vorkämen (BSG in Soz■

2800 $ 1240 Nrn 78, 90, 101, 110). Abzustellen ist auf die tat-

sächlichen Verhältnisse auf dem Arbeit8markt, die maßgebenu dafür

sind, ob für den Versicherten überhaupt eine Möglichkeit besteht,

mit der verbliebenen Leistungsfähigkeit Erwerbseinkommen zu er—
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zielen. Auch hier gilt es, ein Auseinanderfallen von sozialer

Wirklichkeit und sozialem Leistungsrecht zu vermeiden.

Für die Entscheidung, ob der Arbeitsmarkt im Falle des Klägers

als verschlossen anzusehen ist oder nicht, bedarf es daher wei—

terer Feststellungen dazu, in welchem Umfang Arbeitsplätze vor—

handen sind und Beschäftigungsverhälthisse eingegangen werden,

die es einem Versicherten, wie dem Kläger, ermöglichen, die bei

seinen gesundheitlichen Leistungseinschränkungen notwendigen

Pausen zu macnen. Darüber
hinaus

werden Feststellungen dahinge-

hend zu treffen sein, auf welche konkrete Berufstätigkeit der

Kläger ggf verweisbar ist. Erst dann ist eine abschließende ße-

urteilung der Rechtsfrage möglich, ob der Kläger berufs— oder

erwerbsunfähig im Sinne von » 12üb Abs 2 RVG, s 1247 Abs 2 BVG

ist. Davon ist auch der vom Kläger geltend gemachte Anspruch auf

GeWährung von Ubergangsgeld für den Zeitraum vom 1. August 1960

bis 11. Oktober 1960 abhängig. Nach % 1241d Abs 1 Satz 1 RVO ist

Ubergangsgeld vom Beginn der Maßnahme der Rehabilitation an zu

gewähren. Nach » 1241d Abs 1 Satz 2 RVO ist jedoch dann, wenn

vorher ein Antrag auf Rente wegen Berufs— oder Erwerbsunfähigkeit

gestellt werden ist, der Beginn des Ubergangsgeldes auf den

Zeitpunkt vorverlegt, von dem an Rente zu zahlen gewesen wäre.

Nach ständiger Rechtsprechung des BSG wird für dieses "vorge—

zogene" Ubergangsgeld verlangt, daß dem Versicnerten den ma—

teriell-rechtlichen Voraussetzungen nach eine Rente zumindest

wegen Berufsunfähigkeit iS von S 1240 Abs 2 RVO ohne die Maßnanme

zur Rehabilitation zu gewähren wäre (so zuletzt der erkennende

Senat in SozR 2200 % 12H1d Nr 8). Das LSG wird die somit noch
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erforderlichen Feststellungen nachzuholen haben.

Die Kostenentscheidung bleibt der den Rechtsstreit abschließenden

Entscheidung vorbehalten.
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